Kantonales Sozialamt Graubiinden
% Uffizi dal servetsch social chantunal dal Grischun
Ufficio del servizio sociale cantonale dei Grigioni

Handbuch Kapitel E | 2. Dezember 2020 | Version 2.0

Vorgehen bei Verdacht auf unrechtmassi-
gen Sozialhilfebezug

7001 Chur, Loéstrasse 32, Tel. +41 81 257 26 54, Fax +41 81 257 21 48, info@soa.gr.ch, www.soa.gr.ch



Inhalt

1 GIUNASALZIICRES ...ttt sn et s e ne e e sn e e s nn e e nnreesnnes 2
2 MelduNg der SOZIAIAIEN ST ...cuiii it e e e s e e e e e e s et e e e e e e s e santaaneeeaeesannnes 2
3 Meldungen von Fachstellen und DrittpPerSONEN ......c..eiiiiiiiiiiiiiiie e 2
4 Abklarung des Verdachts auf unrechtmassigen Sozialhilfebezug..........ccoocoviiiiiiniinen, 2
5 Einreichen @iNer StrafanzZeige.......cuuviiiiiii e r e e e s s e e e e s e s snereeeeeaeeeaennnes 3
6 Ruckerstattung der zu Unrecht bezogenen UnterstitZUNgen ......ccccveeeeviciiiieiee e cciiieeee e 3
7 Anspruch auf wirtschaftliche Unterstiitzung bei Missbrauchsverhalten..............ccccooceeeeeeiins 4
8 Einsetzen von externen Leistungsabklarenden (Detektiv) .......cccooviiiiiiiiiiiniiccee e 4
Kapitel E | 2. Dezember 2020 | V2.0 1/4


file://///kt.gr.ch/kt/soa_daten/09_SozBe_SozHi/02_Recht-Vorgaben/03_Handbuch-Sozialhilfe-Graubünden/10_Missbrauch/Vorgehen%20bei%20Verdacht%20auf%20unrechtmässigen%20Sozialhilfebezug.docx%23_Toc523491745
file://///kt.gr.ch/kt/soa_daten/09_SozBe_SozHi/02_Recht-Vorgaben/03_Handbuch-Sozialhilfe-Graubünden/10_Missbrauch/Vorgehen%20bei%20Verdacht%20auf%20unrechtmässigen%20Sozialhilfebezug.docx%23_Toc523491746
file://///kt.gr.ch/kt/soa_daten/09_SozBe_SozHi/02_Recht-Vorgaben/03_Handbuch-Sozialhilfe-Graubünden/10_Missbrauch/Vorgehen%20bei%20Verdacht%20auf%20unrechtmässigen%20Sozialhilfebezug.docx%23_Toc523491747
file://///kt.gr.ch/kt/soa_daten/09_SozBe_SozHi/02_Recht-Vorgaben/03_Handbuch-Sozialhilfe-Graubünden/10_Missbrauch/Vorgehen%20bei%20Verdacht%20auf%20unrechtmässigen%20Sozialhilfebezug.docx%23_Toc523491748
file://///kt.gr.ch/kt/soa_daten/09_SozBe_SozHi/02_Recht-Vorgaben/03_Handbuch-Sozialhilfe-Graubünden/10_Missbrauch/Vorgehen%20bei%20Verdacht%20auf%20unrechtmässigen%20Sozialhilfebezug.docx%23_Toc523491749
file://///kt.gr.ch/kt/soa_daten/09_SozBe_SozHi/02_Recht-Vorgaben/03_Handbuch-Sozialhilfe-Graubünden/10_Missbrauch/Vorgehen%20bei%20Verdacht%20auf%20unrechtmässigen%20Sozialhilfebezug.docx%23_Toc523491750
file://///kt.gr.ch/kt/soa_daten/09_SozBe_SozHi/02_Recht-Vorgaben/03_Handbuch-Sozialhilfe-Graubünden/10_Missbrauch/Vorgehen%20bei%20Verdacht%20auf%20unrechtmässigen%20Sozialhilfebezug.docx%23_Toc523491751
file://///kt.gr.ch/kt/soa_daten/09_SozBe_SozHi/02_Recht-Vorgaben/03_Handbuch-Sozialhilfe-Graubünden/10_Missbrauch/Vorgehen%20bei%20Verdacht%20auf%20unrechtmässigen%20Sozialhilfebezug.docx%23_Toc523491752

1 Grundsatzliches

Die Massnahmen und Kontrollinstrumente, welche im Grundlagenpapier der SKOS aufgefiihrt sind, werden

im Kanton Graubuinden umgesetzt und angewendet. Die konkreten Zustandigkeiten bei Meldungen, den Ab-
klarungen und Folgen bei Verdacht auf unrechtméssigen Sozialhilfebezug sind in diesem Dokument gere-

gelt.

2 Meldung der Sozialdienste

Die Sozialdienste sind verpflichtet, Informationen, die zu einer Kiirzung des Unterstiitzungsbeitrages fiihren
kénnen, der zustandigen Gemeinde umgehend zu melden (Art. 12 Ausfihrungsbestimmungen zum kantona-
len Unterstitzungsgesetz, ABzUG, BR 546.270). Die Sozialarbeiterin/der Sozialarbeiter verfasst eine kurze
Meldung mit den vorhandenen Informationen. Die Sozialhilfebehdrde wie auch die vorgesetzte Stelle wird
umgehend mit dieser Meldung bedient. Im Rahmen des Erlasses der Ausfiihrungsbestimmungen zum Ge-
setz Uber die Unterstiitzung Beddrftiger hat die Regierung festgehalten, dass unter dem Begriff Sozialdienste
alle Amter, Stellen und Personen zu verstehen sind, welche den Gemeinden Gesuche um offentliche Unter-
stiitzung einreichen und es nicht die Aufgabe der Sozialdienste ist, aktiv zu recherchieren und die Klienten

auszuspionieren (Regierungsbeschluss vom 8. November 2005, Prot. Nr. 1329).

3 Meldungen von Fachstellen und Drittpersonen

Meldungen von Fachstellen oder Drittpersonen beziiglich eines Verdachts auf unrechtmassigen Sozialhilfe-

bezug sind in jedem Fall mit hoher Prioritat zu behandeln.

4 Abklarung des Verdachts auf unrechtméssigen Sozialhilfebezug

Nach Eingang einer Meldung oder bei Verdacht auf unrechtméssigen Sozialhilfebezug klart die Sozialhilfe-
behorde den Sachverhalt ab. Die Sozialarbeiterin/der Sozialarbeiter der Sozialdienste stehen den Sozialhil-
febehdrden beratend zur Seite. Bei Erhartung des Verdachts auf ein Missbrauchsverhalten sollte die be-
troffene Person mit dem Sachverhalt und den vorhandenen Unterlagen konfrontiert werden (Gewahrung des
rechtlichen Gehors). Bei einer personlichen Konfrontation sollte die Stellungnahme der Klientin/des Klienten
protokolliert und durch die Klientin/den Klienten unterzeichnet werden. Es empfiehlt sich die zustéandige Sozi-
alarbeiterin/den zustandigen Sozialarbeiter bei der Konfrontation beizuziehen. Bei einer schriftlichen Kon-
frontation sollten die Feststellungen und Fragen klar und einfach formuliert werden. Die betroffene Person
muss wissen, was ihr vorgeworfen wird und mit welchen Konsequenzen sie zu rechnen hat. Beweismittel

sind immer vorzulegen.
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5 Einreichen einer Strafanzeige

Im Kanton Graubiinden kommt den Sozialhilfebehdrden ein Anzeigerecht, aber keine Anzeigepflicht zu

(Art. 26 Abs. 2 Einfihrungsgesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung (EGzStPO; BR. 350.100). Die
Sozialhilfebehoérde kann bei einem begriindeten Verdacht auf unrechtmassigen Sozialhilfebezug oder sogar
Betrug bei der zustandigen Strafbehdrde eine Strafanzeige einreichen. Die Person, welche die Strafanzeige

einreicht, bendtigt hierfir eine Entbindung des Amtsgeheimnisses durch das kommunal zustandige Amt.

Die Mitwirkungspflichten der Sozialhilfebehérden wahrend des Strafverfahrens sind in Art. 28 EGzStPO ge-
regelt. Abs. 1 besagt, dass Behdrden und Gerichte verpflichtet sind, den Strafbehérden ohne Ricksicht auf
allféllige Geheimhaltungspflichten Akteneinsicht zu gewahren und ihnen Akten herauszugeben, soweit dies

fur ein Strafverfahren notwendig ist.

Weiter fihrt Abs. 2 aus, wenn eine Verwaltungsbehdrde Anzeige erstattet oder Strafantrag einreicht, sie in
ihrem Zustandigkeitsbereich die Beweise zu erheben und zu sichern hat, bei denen Gefahr in Verzug ist. Die

Behorde kann von der Staatsanwaltschaft zur Klarung des Sachverhalts beigezogen werden.

6 Riuckerstattung der zu Unrecht bezogene Unterstiitzungen

Gemass Art. 11 Abs. 3 des Gesetzes Uber die Unterstitzung Beddrftiger (kantonales Unterstiitzungsgesetz;

BR 546.250) missen zu Unrecht bezogene Unterstitzungen mit Zinsen zurlickerstattet werden.

Der zu Unrecht bezogene Unterstitzungsbetrag ist mittels einer schriftlichen Verfligung zuriickzufordern.
Wenn keine Strafanzeige eingereicht wurde, sind die Unrechtméssigkeit und der zu Unrecht bezogene Be-
trag durch die Sozialhilfebehdrde zu ermitteln und zu begriinden. Wurde eine Strafanzeige eingereicht und
die Person schuldig gesprochen, kann die Sozialhilfebehérde beziglich der Unrechtméassigkeit und eventuell
der Hohe des Betrages auf das Strafurteil bzw. den Strafbefehl verweisen. Tatsachen, welche bereits durch
die Strafbehdrde rechtskréftig beurteilt wurden, missen nicht nochmals durch die Sozialhilfebehdrde ermit-

telt werden.

Nachdem die Verflgung in Rechtskraft erwachsen ist, kbnnen anhand einer Ruckzahlungsvereinbarung die
Modalitaten der Riickzahlung festgelegt werden. Dabei ist der Beginn, die Dauer und die Hohe der Raten-
zahlungen zu vereinbaren. Bei Personen, die weiterhin von der Sozialhilfe unterstiitzt werden, kann der zu
Unrecht bezogene Betrag in Raten von bis maximal 30 % des Grundbedarfs mit der laufenden Unterstut-
zung verrechnet werden. Eine zeitliche Befristung fir die Rickerstattung durch Verrechnung ist im Gesetz
nicht vorgesehen. Das Verhaltnismassigkeitsprinzip muss aber stets berticksichtigt werden. Die zu Unrecht
bezogenen Leistungen bleiben auch nach Beendigung der Unterstitzung als Schulden bestehen. Die Riick-

zahlungsforderungen sind in jedem Fall bis zur vollkommenen Schuldentilgung weiterzufiihren.
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7 Anspruch auf wirtschaftliche Unterstitzung bei Missbrauchsverhalten

Erweist sich nach Prifung des Missbrauchsverhaltens, dass die betroffene Person unter Berlicksichtigung
aller Einnahmen und Vermégen nicht mehr bedurftig ist, kann die wirtschaftliche Unterstiitzung eingestellt

werden. Die Einstellung muss verfligt werden.

Wo eine Bedurftigkeit trotz laufendem Strafverfahren oder gar einer Verurteilung nach wie vor ausgewiesen
ist, kann die wirtschaftliche Unterstiitzung nicht eingestellt werden. Die betroffene Person hat weiterhin An-
spruch auf wirtschaftliche Unterstiitzung. In diesen Fallen kénnen aber Massnahmen als Auflagen und/oder
Leistungskurzungen als Sanktion gemass Art. 11 ABzUG gepriift werden. Bei einer Kumulation der Ruicker-
stattung und Kirzung muss die maximale Reduktion von 30 % des Grundbedarfs und das Verhaltnismassig-
keitsprinzip bertcksichtigt werden. Es gilt zudem zu beriicksichtigen, dass eine Kiirzung bis zu 19 % auf ma-
ximal zwolf Monate und eine Kiirzung zwischen 20 und 30 % auf maximal sechs Monaten zu befristen ist.
Die Rickerstattung der zu Unrecht bezogenen Leistungen muss bis zur vollkommenen Tilgung eingefordert

werden. Fir die Rickerstattung ist keine zeitliche Befristung im Gesetz vorgesehen.

8 Einsetzen von externen Leistungsabklarenden (Detektiv)

Fur die Einsetzung von externen Leistungsabklarenden bedarf es einer gesetzlichen Grundlage (Entscheid
des europaischen Gerichtshofes flir Menschenrechte 61838/10 vom 18. Oktober 2016). Eine gesetzliche
Grundlage liegt im Kanton Graublinden nicht vor. Das Einsetzen von externen Leistungsabklarenden ist da-

her rechtswidrig.
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